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Dr. Gerd Landsberg 

ist Geschäftsführendes 

Präsidialmitglied des Deutschen 

Städte- und Gemeindebundes. 

Der Deutsche Städte- und 

Gemeindebund vertritt die Interessen 

der Kommunalen Selbstverwaltung der 

Städte und Gemeinden in Deutschland 

und Europa. Über seine Mitglieds- 

verbände repräsentiert er rund 11.000 

Kommunen in Deutschland. 

 

Mitgliedsverbände 

•  Bayerischer Gemeindetag  

•  Gemeinde- und Städtebund 

Rheinland-Pfalz  

•  Gemeinde- und Städtebund 

Thüringen  

•  Gemeindetag Baden-Württemberg  

•  Hessischer Städte- und 

Gemeindebund  

•  Hessischer Städtetag  

•  Niedersächsischer Städte- und 

Gemeindebund  

•  Niedersächsischer Städtetag  

•  Saarländischer Städte- und 

Gemeindetag  

•  Sächsischer Städte- und 

Gemeindetag  

•  Schleswig-Holsteinischer 

Gemeindetag  

•  Städte- und Gemeindebund 

Brandenburg  

•  Städte- und Gemeindebund 

Nordrhein-Westfalen  

•  Städte- und Gemeindebund 

Sachsen-Anhalt  

•  Städte- und Gemeindetag 

Mecklenburg-Vorpommern  

•  Städtebund Schleswig-Holstein  

•  Städtetag Rheinland-Pfalz 

INNERE SICHERHEIT STÄRKEN – 

RADIKALISIERUNG NACHHALTIG BEKÄMPFEN 

Sicherheitsgefühl  

der Bürger schwindet –  

Ängste nehmen zu 

 

Die Bürgerinnen und Bürger sind vor 

dem Hintergrund der aktuellen Ge-

walttaten in mehreren Städten und 

der erhöhten Terrorgefahr verunsi-

chert. Auch die hohe Zahl von Woh-

nungs- und Geschäftseinbrüchen 

erzeugt Angst. Die Menschen begin-

nen zu zweifeln, ob der Staat ihre 

Sicherheit noch ausreichend ge-

währleisten kann.  

 

Tendenzen der Radikalisierung 

wachsen. Teilweise bilden sich bür-

gerwehrähnliche Strukturen, mit 

denen die Menschen glauben, den 

fehlenden Schutz organisieren zu 

müssen. Das Vertrauen in den Staat 

nimmt ab, die Staats- und Politikver-

drossenheit steigt. Es besteht ein 

massiver Handlungsdruck, um das 

Vertrauen in den Staat wieder zu 

stärken und den Bürgerinnen und 

Bürgern ein Gefühl der Sicherheit zu 

vermitteln. 

 

Die „Polizeiliche Kriminalstatistik 

2015“ (PKS) bestätigt den Eindruck. 

Die Gesamtzahl der Straftaten ist 

von 6,08 Millionen im Jahr 2014 auf 

6,33 Millionen im vergangenen Jahr 

angestiegen. Zwar konnten 3,56 

Millionen Straftaten (56,3 Prozent) 

aufgeklärt werden (zum Vergleich: 

54,9 Prozent im Jahr 2014), aller-

dings blieben 2,77 Millionen Strafta-

ten (43,7 Prozent) unaufgeklärt. 

Auch, wenn diese Zahlen hoch sind, 

ist allerdings zu bedenken, dass 

Deutschland im internationalen Ver-

gleich ein sehr sicheres Land ist.  

STATEMENT ZUR SICHERHEIT IN KOMMUNEN DER AUTOR 
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Ein Teil der Ängste in der Bevölke-

rung bestehen aus „gefühlte Be-

drohungen; doch auch darauf 

muss der Staat reagieren. 

 

Polizeipräsenz ausbauen 

 

Gerade das subjektive Sicher-

heitsgefühl der Bürgerinnen und 

Bürger ist auch eine Frage der 

Lebensqualität in den Städten und 

Gemeinden. Nachdem in den ver-

gangenen Jahren der Bund und 

die meisten Bundesländer Polizei-

stellen abgebaut haben, der 

„Schutzmann an der Ecke“ wei-

testgehend verschwunden ist, hat 

bereits ein Umdenken eingesetzt. 

Der DStGB begrüßt, dass Bund 

und Länder angekündigt haben, 

die Polizeipräsenz zu erhöhen. 

Allein der Bund plant bis 2019 mit 

4000 zusätzlichen Bundespolizis-

ten. Wichtig ist, dass die Polizei- 

 

präsenz in der Öffentlichkeit erhöht 

und auch sichtbar wird. 

 

Wenn zum Beispiel mehr Bundes-

polizisten an Bahnhöfen eingesetzt 

werden, schafft dies an zentralen 

Orten in den Städten mehr Sicher-

heit.  

 

Neben den Neueinstellungen von 

Polizisten, die dann erst nach Jah-

ren der Ausbildung voll einsatzfä-

hig sind, sollte die Polizei von bü-

rokratischen Aufgaben entlastet 

werden, zum Beispiel bei Ge-

schwindigkeitsmessungen oder 

der Begleitung von Schwertrans-

porten. Dazu kann auch die Ein-

führung einer Halterhaftung bei mit 

Verwarnungsgeld bewehrten Ver-

kehrsverstößen gehören, um so 

aufwendige Ermittlungen nach 

dem Fahrer des Autos zu vermei-

den.  

 

Radikalisierung  

der Gesellschaft bekämpfen – 

Präventionszentren aufbauen 

 

Der DStGB schlägt den Aufbau 

von lokalen Präventionszentren 

vor. Sie sollten gemeinsam mit den 

Kommunen die Lage vor Ort ana-

lysieren und Strategien für not-
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keine Angabe, Sonstiges

weiß nicht

Online-Betrug und…

Sexuelle Übergriffe

Verkehrsunfälle

Wohnungseinbruch

Terrorgefahr/Terroranschläge

Gewaltkriminalität und Raub

Die Polizei kann uns nicht…

Umfrage zum Sicherheitsgefühl:  
"Was meinen Sie, vor welchen Gefahren  
kann die Polizei Sie effektiv schützen?" 

Quelle: INSA Meinungstrend exklusiv für BILD; Juni 2016 

(Angaben in Prozent) 
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wendige Gegenmaßnahmen ent-

wickeln. Solche Präventionszen-

tren könnten gleichzeitig eine Platt-

form für die gesellschaftlichen 

Kräfte vor Ort sein, um den not-

wendigen Austausch zu gewähr-

leisten. Die Präventionszentren 

wären so auch Ansprechpartner 

für Eltern, Bürger, Lehrer, Arbeit-

geber oder andere, die Feststel-

lungen über die Radikalisierung in 

ihrem Umfeld machen. Die Arbei-

ten der Präventionszentren sollten 

auf Landes- und Bundesebene 

vernetzt und der Informationsfluss 

unter den Behörden aller Ebenen 

ausgebaut und gesichert werden.  

 

Notwendig ist ein gesetzlicher 

Rahmen, um die Aufgabe dauer-

haft zu stabilisieren (Präventions-

gesetz). Dort sollten die organisa-

torischen und finanziellen Voraus-

setzungen für eine umfassende 

Präventionsstrategie verankert 

werden. In dem Gesetz sollte auch 

der Umgang mit der Schweige-

pflicht von bestimmten Verantwor-

tungsträgern und Berufsgruppen – 

wie zum Beispiel Ärzten, Anwälten, 

Geistlichen, Amtspersonen – ge-

regelt werden. Wo von Amts we-

gen zur Verschwiegenheit ver-

pflichtete Personen Kenntnis dar-

über erlangen, dass von einer 

Person der konkrete Verdacht der 

Gefährdung Dritter ausgeht, muss 

die Schweigepflicht zurücktreten. 

Gleichzeitig kann es sinnvoll sein, 

zusätzliche Ermächtigungsgrund-

lagen für die Sicherheitsbehörden 

zu schaffen, dass bei entspre-

chenden Verdachtsmomenten 

Kontrollen (zum Beispiel in der 

Wohnung oder Unterkunft, dem 

PC oder Smartphone) zulässig 

sind. Eine Überwachung und Kon-

trolle der Internetaktivitäten darf 

nicht am Datenschutz scheitern.  

 

Kommunale Strategien  

für mehr Sicherheit 

 

Die dauerhafte Bekämpfung von 

Radikalisierung und die Verbesse-

rung von Sicherheit und Ordnung 

gelingen nur, wenn alle Akteure 

vor Ort gemeinsam handeln.  

 

Auf Radikalisierung und mögliche 

Gewaltbereitschaft zu achten, ist 

bereits seit Jahren ein Thema, in 

der Schule, am Arbeitsplatz, im 

Vereinsleben und in der Nachbar-

schaft. Diese Akteure einschließ-

lich der Religionsgemeinschaften 

sollten noch stärker sensibilisiert, 

geschult und qualifiziert werden.  

 

Durch eine städtebauliche Krimi-

nalprävention kann das Entstehen 

von „Angsträumen“ und gefestigter 

Deliktstrukturen verhindert werden. 

Bei der Planung von Wohngebie-

ten oder bei der Umgestaltung und 

Beleuchtung von Straßen und 

Plätzen ist der Aspekt Sicherheit 

stärker zu berücksichtigen. 

 

Bewährt haben sich in den letzten 

Jahren sogenannte Sicherheits-

partnerschaften zwischen Polizei 

und Kommunen. In immer mehr 

Städten gibt es bereits gemeinsa-

me Streifen von Ordnungsamt und 

Polizei sowie gemeinsame Infor-

mationsveranstaltungen für die 

Bevölkerung und Präventionspro-

jekte. Eine solche Zusammenar-

beit stärkt das subjektive Sicher-

heitsempfinden der Bürger. 

 

Die bundesweite Koordinierung, 

den Erfahrungsaustausch und 

auch die notwendige Strategieent-

wicklung gegen Radikalisierungen 

könnte eine zusätzliche Aufgabe 

der Bundeszentrale für politische 

Bildung beziehungsweise der ent-

sprechenden Landeseinrichtungen 

sein.  

 

Wohnungseinbrüche  

wirksam bekämpfen 

 

Seit Jahren steigt die Zahl der 

Wohnungs- und Geschäftseinbrü-

che in Deutschland dramatisch an. 

Auch im ersten Halbjahr 2016 hat 

sich diese steigende Tendenz 

fortgesetzt. Statistisch gesehen 

gibt es alle 3,1 Minuten einen Ein-

bruch oder Einbruchsversuch in 

Deutschland. Die Aufklärungsquo-

te ist laut Polizeiangaben in den 

vergangenen zehn Jahren von 

19,6 auf 15,2 Prozent gesunken.  

 

Wohnungseinbrüche müssen wirk-

samer bekämpft werden. In be-

sonders von Einbrüchen betroffe-

nen Gebieten muss die Sichtbar-

keit der Polizei erhöht und ausrei-

chende Ermittler eingesetzt wer-

den.  

Organisierte Einbrecherbanden 

machen nicht vor Ländergrenzen 

halt. Zur Bekämpfung der Banden-

kriminalität sollten die Sicherheits-

behörden der Länder stärker ko-

operieren und die Telekommunika-

tionsüberwachung sowie die Ver- 
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kehrsdatenüberwachung ermög-

licht werden. Die in einigen Regio-

nen Bayerns sehr erfolgreich ge-

testete Prognosesoftware 

„Precobs“, welche aus den ano-

nymisierten Falldaten der Vergan-

genheit errechnet, wann und in 

welchem Gebiet mit hoher Wahr-

scheinlichkeit mit einem Einbruch 

zu rechnen ist, sollte flächende-

ckend ausgebaut und implemen-

tiert werden.  

 

Sicherheit als Standortfaktor 

 

Bilder von Katastrophen, Bedro-

hungen durch Terrorismus ebenso 

wie durch die Alltagskriminalität 

haben dazu beigetragen, dass 

dem Wert der Sicherheit im Be-

wusstsein aller Menschen ein im- 

 

 

mer höherer Stellenwert beige-

messen wird. Entsprechend hoch  

sind die Erwartungen gegenüber 

sämtlichen staatlichen Ebenen, 

aber besonders der Ebene der 

Städte und Gemeinden, die den 

Bürgern am nächsten sind, für 

„Sicherheit“ zu sorgen. Jeder kann 

Opfer krimineller Handlungen wer-

den oder aus anderen Gründen 

auf Hilfe angewiesen sein. Gerade  

die große Angst hat teilweise gra-

vierende Auswirkungen auf die 

Freiheit der Menschen. Bestimmte 

Viertel in den Kommunen werden 

gemieden, zu bestimmten Zeiten 

traut man sich nicht mehr alleine 

auf die Straße, hochwertige Ge-

brauchsgüter, wie zum Beispiel 

teure Fahrräder, werden wegen 

des Diebstahlsrisikos entweder 

nicht mehr gekauft oder einge-

schränkt genutzt.  

Damit sind teilweise auch negative 

Auswirkungen auf den örtlichen 

Handel und die lokale Wirtschaft 

verbunden. Die Menschen wollen 

in einer sicheren Stadt, in einem 

gewaltfreien Umfeld einkaufen und 

leben. Längst ist die Sicherheit ein 

Faktor der Standortqualität für den 

Einzelhandel und die Wirtschaft. 

Deshalb ist von Bedeutung, die 

örtliche Wirtschaft, zum Beispiel 

die Industrie- und Handelskam-

mern in die kommunalen Präventi-

onsräte einzubinden. Auch die 

Wirtschaft kann zum Beispiel 

durch entsprechende Sicherheits-

konzepte für ihre Kunden und die 

Geschäfte einen eigenen Beitrag 

leisten.  

 

Sicherheitspolitik wird zunehmend 

zu einem kommunalen Thema. 

Neben dem polizeilichen Schutz 

und dessen Verstärkung gilt es, 

gemeinsam mit den Einwohnern 

die Rahmenbedingungen für mehr 

Sicherheit vor Ort zu schaffen. 

 

Berlin, 10. August 2016 

 

 

 


